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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung gegenüber der iranischen 
Regierung ihre Bestürzung über die Ermordung im 
Juni 1983 von sechs Männern und zehn Frauen zum 
Ausdruck gebracht, die gehenkt wurden, weil sie 
sich geweigert hatten, ihrem Bahai-Glauben abzu- 
schwören, und wenn ja, in welcher Weise? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 30. August 

Die Bundesregierung befaßt sich mit dem Schicksal der Bahai-Gemeinde 
im Iran, seitdem deren schwierige Lage nach der iranischen Revolution 
bekanntgeworden ist. Sie hat sich wiederholt bei der iranischen Regie- 
rung dafür eingesetzt, daß der Iran die internationalen Konventionen 
über Menschen- und Freiheitsrechte beachtet, zumal auch der Iran die- 
sen Konventionen angehört. Die Bundesregierung hat in den letzten 
Jahren zahlreiche Begegnungen auf politischer Ebene dazu benutzt, um 
gegen die Hinrichtung von Menschen aus religiösen Gründen zu pro- 
testieren. 

Im Juni 1983 hat die Bundesregierung Berichte über Hinrichtungen von 
Bahai erneut zum Anlaß genommen, gemeinsam mit ihren europäischen 
Partnern und einigen anderen westlichen Staaten bei der iranischen 
Regierung zu intervenieren. Diese Demarche erfolgte durch die griechi- 
sche Präsidentschaft sowohl gegenüber dem iranischen Außenministe- 
rium in Teheran als auch gegenüber dem iranischen Botschafter in 
Athen. Von einem öffentlichen Appell ist abgesehen worden, da er 
erfahrungsgemäß nur zu einer Verhärtung der iranischen Haltung füh- 
ren würde. Wir sind der Überzeugung, daß vertrauliche und diskrete 
Interventionen gegenüber der iranischen Regierung am ehesten zum 
Erfolg führen. 

Die Bundesregienmg wird sich auch weiterhin mit allen ihr zu Ver- 
fügung stehenden Mitteln dafür einsetzen, daß die Menschenrechte 
im Iran gewahrt bleiben und die Verfolgung von Bahai eingestellt wird. 


2. Abgeordnete 
Frau 
Rönsch 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kontakt zum Islamischen 
Weltkongreß (Sitz in Karatschi und Mekka) oder 
zur Vertretung dieser Organisation in der Bundes- 
republik Deutschland, dessen herausragende Auf- 
gabe es ist, islamische Regierungen zu beraten? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 31. August 

Kontakte der Bundesregierung zum „Islamischen Weltkongreß“, der 
sich in seiner Arbeit vornehmlich religiösen Zielsetzungen widmet, 
bestehen nicht. Die Bundesregierung unterhält jedoch Kontakte zu 
der Organisation der Islamischen Konferenz, die sich zu einem inter- 
national beachteten politischen Instrument der islamischen Staaten 
entwickelt hat und bei der der Islamische Weltkongreß Beobachter- 
status hat. 


3. Abgeordnete 
Frau 
Rönsch 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung auf die „großen“ isla- 
mischen Organisationen in der Bundesrepublik 
Deutschland dahin gehend Einfluß nehmen, daß 
diese sich zur Situation in der islamischen Repu- 
blik Iran äußern und gegebenenfalls auch über 
geeignete Maßnahmen versuchen, auf die Regierung 
des Iran Einfluß zur Beendigung der ständigen 
Menschenrechtsverletzungen zu nehmen? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 31. August 

Die Möglichkeiten der großen islamischen Organisationen — wie der 
Organisation der Islamischen Konferenz, der Weltmuslimliga und des 
Islamischen Weltkongresses - über Appelle und weiterreichende Maß- 
nahmen auf die innenpolitische Situation in ihren Mitgliedstaaten Ein- 
fluß zu nehmen, sind äußerst gering. Dies gilt erfahrungsgemäß im be- 
sonderen Maße im Falle des Iran. Die Bundesregierung sieht es daher für 
aussichtsreicher an, Begegnungen auf politischer Ebene dazu zu be- 
nutzen, auf die iranische Regierung einzuwirken, um eine Verbesserung 
der Menschenrechtssituation im Iran zu erreichen. Dies hat sie bereits 
wiederholt in bilateralen Kontakten und zusammen mit ihren europäi- 
schen Partnern getan. Von öffentlichen Appellen ist abgesehen wor- 
den, da dies erfahrimgsgemäß nur zu einer Verhärtung der iranischen 
Haltung führen würde. Vielmehr sind wir der Überzeugung, daß ver- 
trauliche und diskrete Interventionen gegenüber der iranischen Regie- 
rung am ehesten zum Erfolg führen. 

Die Bundesregierung wird diese Politik weiterhin verfolgen und sich 
auch in Zukunft mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln dafür 
einsetzen, daß die Menschenrechte im Iran gewahrt bleiben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des innern 


4. Abgeordneter 
Schneider 
(Berlin) 

(DIE GRÜNEN) 


Ist es nach Auffassung der Bundesregierung zu- 
lässig, daß Listen mit Personaldaten, wie sie von 
Busfahrern beim Transit durch die DDR zur Ver- 
einfachung der Abfertigung durch DDR-Grenzbe- 
hörden angelegt werden, von Beamten des Bundes- 
grenzschutzes überprüft werden? 


5. Abgeordneter 
Schneider 
(Berlin) 

(DIE GRÜNEN) 


Wo verbleiben nach Kenntnis der Bundesregierung 
Listen, wenn sie nach Herausgabe durch Busfahrer 
von Bundesgrenzschutzbeamten einbehalten wer- 
den? 


6. Abgeordneter Wie verträgt sich nach Auffassung der Bundesregie- 
Schneider rung ein solches Verfahren mit dem Datenschutz? 

(Berlin) 

(DIE GRÜNEN) 


7. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zur Änderung des 
Schneider beschriebenen Verfahrens zu unternehmen? 

(Berlin) 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 7. Juli 


Bei der grenzpolizeilichen Kontrolle durch den Bundesgrenzschutz 
an der Grenze zur DDR bieten Reiseleiter oder Fahrer von Bussen 
im Verkehr von und nach dem Land Berlin häufig die von den Kon- 
trollorganen der DDR geforderte Sammelreiseliste den Kontrollbeam- 
ten zur Einsichtnahme an. Aus dieser Sammelreiseliste können die 
Personalien einschließlich der Staatsangehörigkeit sowie die Gesamtzahl 
der Reisenden entnommen werden. Die Einsichtnahme in die Sammel- 
reisehste ermöglicht es dem kontrollierenden Beamten zu entscheiden, 
bei welchen Insassen des Busses auf eine genaue grenzpolizeiliche Kon- 
trolle verzichtet werden kann. 

Die Handhabung dient der Beschleunigung der Abfertigung und liegt 
damit im Interesse der Reisenden. 
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Die Sammelreiseliste wird dem Reiseleiter bzw. dem Busfahrer nach 
Einsicht nähme zurückgegeb en . 

Datenschutzrechtliche Vorschriften werden durch diese Handhabung 
nicht verletzt. 


8. Abgeordneter 
Wolfgramm 
(Göttingen) 
(FDP) 


Läßt die Regelung in § 3 Abs. 5 Satz 2 des Personal- 
ausweisgpsetzes in der Fassung vom 15. März 1983 
öine automatische Protokollierung der Abfragen mit 
dem automatisch lesbaren Personalausweis an das 
Polizeiliche Informationssystem INPOL zu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 24. August 

Die Regelung in § 3 Abs. 5 Satz 2 des Personalausweisgesetzes in der 
Fassung vom 15. März 1983 schließt eine automatische Protokollie- 
rung der Abfragen mit dem maschinell lesbaren Personalausweis an das 
polizeiliche Informationssystem INPOL für Zwecke der Grenzkontrolle 
und der Fahndung aus Gründen der Strafverfolgung und der Gefahren- 
abwehr nicht aus; eine solche ist aber im Personalausweisgesetz nicht 
vorgesehen und nach § 9 Abs. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes nur 
zulässig, wenn dies zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufgaben der die 
Abfragen speichernden Stelle erforderlich ist. 


9. Abgeordneter Werden gegenwärtig INPOL-Ab fragen im Bund bzw. 
Wolfgramm in den Ländern bei Abfrage mittels Datensichtgerät 

(Göttingen) automatisch protokolliert? 

(FDP) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 24. August 

Im Bundesbereich werden Anfragen der Grenzkontrollstellen an den 
Fahndungsbestand des INPOL-Systems beim Bundeskriminalamt nicht 
protokolliert. 

In einigen Bundesländern werden Anfragen protokolliert. Sinn dieser 
Maßnahme ist es nicht, Bewegungsbilder von nicht zur Fahndung aus- 
geschriebenen Personen anzulegen, sondern — aus Gründen des Daten- 
schutzes, wie in den Landesdatenschutzgesetzen entsprechend Num- 
mern 6 und 7 der Anlage zu § 6 BDSG vorgesehen - insbesondere die 
Möglichkeit zu erhalten, eine etwaige mißbräuchliche Benutzung des 
Datensystems nachzuprüfen. 


10. Abgeordneter 
Wolfgramm 
(Göttingen) 
(FDP) 


Hält die Bundesregierung die Regelung in § 3 Abs. 5 
des Personalausweisgesetzes für ausreichend, um bei 
einem eventuell zunehmenden Einsatz von automa- 
tischen Aus\veislesern Mißbräuchen vorzubeugen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 24. August 

Im Hinblick auf die Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes 
und den verfassungrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
hält die Bimdesregierung die Regelung in § 3 Abs. 5 des Personalausweis- 
gesetzes für ausreichend, um bei einem eventuell zunehmenden Einsatz 
von automatischen Ausweislesern auch etwa befürchteten Mißbräuchen 
vorzubeugen. Im übrigen ist vorgesehen, daß Bund und Länder jeweils 
für ihre Bereiche die gesetzlichen Regelungen durch entsprechende Ver- 
waltungsanweisungen an die zuständigen Behörden verdeutlichen. Die 
Einhaltung der Bestimmungen wird von den mit der Dienst- und Fach- 
aufsicht befaßten Stellen und auch von den Datenschutzbeauftragten 
überwacht. 
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1 1 . Abgeordneter Wann werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
Wolfgramm die Ausführungsbestimmungen der Länder vor- 

(Göttingen) liegen? 

(FDP) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 24. August 

Zwischen den Ländern und dem Bund sind Musterentwürfe für ein 
Ausführungsgesetz sowie eine Verwaltungsvorschrift dazu ausgearbei- 
tet. Soweit bekannt, gibt es bereits in Baden-Württemberg und Nieder- 
sachsen entsprechende Gesetzentwürfe. Die Bundesregierung geht da- 
von aus, daß die Ausführungsbestimmungen der Länder rechtzeitig vor 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes vorliegen. 


Sind der Bundesregierung Entschwefelungsverfahren 
in- oder ausländischer Hersteller bekannt, die bereits 
in Betrieb oder in absehbarer Zeit einsetzbar sind 
und bei der Verstromung der stark schwefelhaltigen 
rheinischen Braunkohle in Anlagen ab 600 Mega- 
watt eine Unter schreitung der in der Großfeuerungs- 
änlagen-Verordnung genannten Werte für den 
Schwefeldioxidausstoß bewirken können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 29. August 

Die Bundesregierung erwartet, daß sich mit den bekannten Entschwefe- 
lungsverfahren auch bei der Verstromung der rheinischen Braunkohle 
die Schwefeldioxid-Emissionsgrenzwerte der Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung einhalten lassen. 

Für eine Unterschreitung dieser Schwefeldioxid -Emissionen müßten 
Abgasreinigungsverfahren angewandt werden, wie sie zur Entschwefe- 
lung der Abgase bei Steinkohlen- und Ölfeuerungen seit Jahren zum 
Stand der Technik gehören. In Japan sind mehr als 1200 Anlagen im 
Einsatz, und in den USA werden die Abgase von Steinkohlekraftwerken 
mit einer elektrischen Gesamtkapazität von mehr als 50 000 Megawatt 
ent schwefelt. Für die Abgase der rheinischen Braunkohle sind diese Ver- 
fahren noch nicht erprobt worden, so daß sich gewisse Risiken nicht 
ausschließen lassen.. 


13. Abgeordneter Auf welche Weise wird dafür Sorge getragen werden, 
Dr. Laufs daß die Bürger über die gesetzlichen Verwendungs- 

(CDU/CSU) beschränkungen des neuen Bundespersonalausweises 

zutreffend unterrichtet werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 24. August 

Nach dem Personalausweisgesetz in der Fassung vom 15. März 1983 
werden in der Bundesrepublik Deutschland am 1. November 1984 neue 
fälschungssichere und automatisch lesbare Personalausweise eingeführt. 
Der Deutsche Bundestag hat dem Gesetz einstimmig, der Bundesrat 
mehrheitlich zugestimmt. Alle Forderungen der Datenschutzbeauftrag- 
ten des Bundes und der Länder sind im neuen Personalausweisgesetz 
berücksichtigt worden. 

Inhaber der neuen Personalausweise werden auf die Verwendungsbe- 
schränkung in § 3 Abs. 5 des Personalausweisgesetzes durch folgenden 
Vermerk auf der Ausweisrückseite hingewiesen: 

„Der Ausweis darf nicht zur automatischen Einrichtung oder Erschlie- 
ßung von Dateien verwendet werden. Dies gilt nicht für Dateien, die für 
Zwecke der Grenzkontrolle und der Fahndung aus Gründen der Straf- 
verfolgung und der Gefahrenabwehr durch die hierfür zuständigen 
Behörden betrieben werden.“ 


12. Abgeordneter 
Lennartz 
(SPD) 
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Um die Bürger rechtzeitig über den neuen Personalausweis unterrichten 
zu können, ist in meinem Hause die Broschüre ,,Der Bundesminister des 
Innern informiert über den neuen Personalausweis“ erarbeitet worden. 
In ihr ist auf Seite 14 ff. das neue Personalausweisgesetz mit den Ver- 
wendungsbeschränkungen des neuen Ausweises abgedruckt. 

Im Rahmen einer im Gang befindlichen breiten Öffentlichkeitsarbeit, 
bei der die Bürger auch über die gesetzlichen Verwendungsbeschränkun- 
gen des neuen Personalausweises unterrichtet werden, wird als erster 
Schritt bereits jetzt die Informationsbroschüre anfragenden Bürgern 
übersandt. Darüber hinaus hat die Bundesregierung in zahlreichen Inter- 
views die Notwendigkeit der Einführung neuer fälschungssicherer und 
automatisch lesbarer Personalausweise zur Bekämpfung von Kriminali- 
tät und Terrorismus begründet. 


14. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergrif- 
Dr. Laufs fen, um die von PCB-gefüllten Transformatoren aus- 

(CDU/CSU) gehende Umweltgefahr einzugrenzen, und in wel- 

chem Zeitraum kann nach ihrer Auffassung PCB 
und PCT in elektrischen Vorrichtungen durch un- 
gefährliche Stoffe ersetzt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 24. August 

In meinem Haus hat am 6. Mai 1983 ein Gespräch mit den beteiligten 
Wirtschaftsverbänden über die Möglichkeiten einer Substitution von 
PCB in den wenigen bisher noch durch Ausnahmeregelung gestatteten 
Verwendungsbereichen für diesen Stoff stattgefunden. 

Bei dieser Gelegenheit bestätigte der einzige deutsche Hersteller von 
PCB, daß er bis Ende des Jahres 1983 die Produktion von PCB ein- 
stellen würde. 

Die Hersteller von Transformatoren sagten zu, abgesehen von Restbe- 
ständen bestehender Lieferverpflichtungen, ab sofort in neuen Trans- 
formatoren ausschließlich nur noch Substitutionsprodukte für PCB 
einzusetzen. Für die Herstellung von Kondensatoren wurde erklärt, 
der bestehende Trend werde voraussichtlich schnell zur vollständigen 
Substitution von PCB in diesem Bereich führen. Der Bergbau erklärte, 
daß er sich seit langem um eine Substitution von PCB bemühe; er sagte 
die Vorlage eines Konzeptes über die Substitutionsmöglichkeiten zu. 

Mein Haus beabsichtigt, den Vorschlag zum EG-einheitlichen Verwen- 
dungsverbot von PCB im elektrotechnischen Bereich den Europäischen 
Gemeinschaften zu übersenden. Ein entsprechender Verordnungsent- 
wurf ist bereits erarbeitet und den Bundesressorts zur Stellungnahme 
zugeleitet worden. Hinsichtlich der Verwendung von PCB im Bergbau 
ist der Abschluß weiterer sicherheitstechnischer Beratungen unter Ein- 
schluß der Bergbehörde noch abzuwarten. Das Ergebnis dieser Bera- 
tungen wird ebenfalls den Europäischen Gemeinschaften mitgeteilt. 

Im Hinblick auf die Substitution von PCB in bestehenden Einrichtun- 
gen sagten die PCB -Hersteller und -Verwender weiterhin zu, Konzepte 
unter Beachtung aller sicherheitstechnischen Anforderungen und ab- 
fallrechtlichen Bestimmungen in den nächsten Monaten vorzulegen. 
Die Konzepte werden jetzt erwartet. Danach wird das weitere Vor- 
gehen mit allen Beteiligten auch im Hinblick auf die Fristen der Um- 
stellung in bestehenden Transformatoren abzustimmen sein. Von dem 
Ergebnis der weiteren Arbeiten werde ich Sie gerne unterrichten. 


15. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 
(SPD) 


War die Bundesregierung über die Gründung des 
Vereins ,, Berlin — Olympiastadt 1992“ unter dem 
Vorsitz des Präsidenten des Berliner Abgeordne- 
tenhauses, Peter Rebsch (CDU), informiert, und in 
welcher Weise ist die Bundesregierung bereit, das 
Ziel des Vereins ,, Berlin — Olympiastadt 1992“ 
sportlich und finanziell zu unterstützen? 
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Hält es die Bundesregierung für sport- und außen* 
politisch wünschenswert, daß sich das NOK für 
Deutschland neben der Bewerbung um die Ausrich- 
tung der Olympischen Winterspiele 1992 im Alpen- 
raum auch um die Olympischen Sommerspiele 1992 
in Berlin (West) - gegebenenfalls zusammen mit 
Berlin (Ost) — bewirbt, wie dies von dem Verein 
„Berlin - Olympiastadt 1992“ und der Altemati- 
ven-Liste (AL) im Berliner Abgeordnetenhaus ge- 
fordert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 29. August 

Da nach demokratischen Grundregeln der freie Sport in der Bundes- 
republik Deutschland seine Angelegenheiten in eigener Verantwortung 
entscheidet, ist die Frage der Bewerbung für Olympische Spiele aus- 
schließlich Sache der zuständigen Sportorganisationen, insbesondere 
des Nationalen Olympischen Komitees (NOK) für Deutschland, und 
natürlich der sich bewerbenden Stadt. Erst danach und nach voran- 
gegangenen Konsultationen durch das NOK kämen gegebenenfalls 
Sport- und finanzpolitische Überlegungen der Bundesregierung in Frage. 

Über die Gründung eines Vereins ,, Berlin - Olympiastadt 1992“ war 
die Bundesregierung, nach meinen Ermittlungen, ebensowenig infor- 
miert wie das NOK für Deutschland. Sie wird daher abwarten, ob und 
in welchem Umfang ihre Hilfe im Falld einer Bewerbung gewünscht 
wird. 


16. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 
(SPD) 


17. Abgeordneter 
Buckpesch 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, in ihrem Zuständig- 
keitsbereich die Bediensteten per Dienstanweisung 
auf die Gurt-Anlegepflicht hinzuweisen? 


18. Abgeordneter 
Buckpesch 
(SPD) 


Wenn ja, in welchem Zeitrahmen und mit welchen 
Mitteln wird die Bundesregierung dies tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 29. August 

Die Bundesregierung ist bemüht, mit den Mitteln der Aufklärung und 
Überzeugung die Gurtanlegequote zu erhöhen. Dies geschieht zur Zeit 
im Rahmen einer Aufklärungsaktion des Deutschen Verkehrssicher- 
heitsrates mit Unterstützung des Bundesverkehrsministers mit einem 
Kostenaufwand von 2,5 Millionen DM. Mit dieser Aktion werden natur- 
gemäß auch die Angehörigen des öffentlichen Dienstes erfaßt, so daß 
es insoweit einer besonderen Aktion nicht bedarf. Unabhängig hiervon 
sind die Beschäftigten des Bundesinnenministeriums bereits innerbe- 
hördlich darauf hingewiesen worden, bei Fahrten im Dienstkraftwagen 
die Sicherheitsgurte anzulegen. 

Ich gehe davon aus, daß auch in den anderen obersten Bundesbehörden 
entsprechende Hinweise gegeben werden oder bereits gegeben worden 
sind. 


19. Abgeordneter 
Verheyen 
(Bielefeld) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche der folgenden organischen Verbindungen 
müssen nach ihrer Wirkung welcher Schadstoff- 
klasse des Punktes 2.3.4. 3 der TA Luft zugeordnet 
werden: Tetrachlorbenzole, Pentachlorbenzol, Hexa- 
chlorbenzol, Tetrachlorguajakol, Octachlordibenzo- 
p-Dioxin und Octachlordibenzofuran? 
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20. Abgeordneter 
Verheyen 
(Bielefeld) 

(DIE GRÜNEN) 


Nach welchen Kriterien müssen die Vollzugsbe- 
hörden Vorgehen, um zu beurteilen, wie folgender 
Satz des Punktes 2.3.4. 3 der TA Luft angewandt 
werden muß: ,,Die in den vorstehenden Klassen 
I bis III nicht aufgeführten organischen Verbindun- 
gen sind den Klassen zuzuordnen, deren Verbin- 
dungen sie in dampf- oder gasförmiger Form nach 
ihrer Wirkung am nächsten stehen“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Waffenschmidt 
vom 25. August 

Dem Bundesinnenministerium ist bekannt, daß das für den Immis- 
sionsschutz in Baden-Württemberg zuständige Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Sozialordnung bereits im Dezember letzten Jahres im 
Zusammenhang mit einer Landtagsdrucksache eine Zuordnung der von 
Ihnen genannten Stoffe zur Klasse II der Nummer 2. 3.4. 3 TA Luft 
vorgenommen hat. Damit ist das Land Baden-Württemberg seiner Ver- 
pflichtung zur Durchführung von Bundesgesetzen und den hierzu er- 
gangenen Durchführungsvorschriften in eigener Zuständigkeit nachge- 
kommen. 

Ich bitte daher um Verständnis, wenn sich eine Bundesbehörde nicht 
in ein aktuelles Verfahren einschaltet. Im übrigen möchte ich darauf 
hinweisen, daß derzeit eine Überarbeitung der Emissionvorschriften 
der TA Luft einschließlich der Nummer 2. 3. 4.3 vorbereitet wird. Bei 
dieser Gelegenheit wird auch die Frage der Zuordnung der von Ihnen 
genannten Stoffe geprüft werden müssen. Wichtige Kriterien sind dabei 
neben der akuten Toxizität, die bei den Überlegungen zur TA Luft 
1974 sicherlich noch im Vordergrund gestanden hat, andere gesund- 
heitsschädliche und umweltgefährliche Eigenschaften wie chronische 
Toxizität, Persistenz, Akkumulationsvermögen sowie die Bildung von 
Abbauprodukten dieser Stoffe. 


21. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß aus 

Paintner Bioäthanol (hergestellt aus Rüben oder anderen 

(FDP) nachwachsenden Rohstoffen) Äther gewonnen 

werden können, die sich als Bleiersatz eignen, und 
was tut die Bundesregierung, um diese Entwick- 
lung zu fördern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 29. August 

Der Bundesregierung sind die Möglichkeiten der Gewinnung von Äther 
aus Bioäthanol bekannt. Insbesondere Äther sind geeignet, die Oktan- 
zahlen unverbleiten Benzins zu verbessern. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob im Rahmen von Forschungs- 
und Untersuchungsvorhaben die Herstellung von Äther aus Bioäthanol 
und dessen praktischer Einsatz als Bleisubstitut gefördert werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeutung der 
Sicherungshypotheken für Bauunternehmer (§ 648 
BGB) angesichts der Tatsache, daß bereits die 
Grundpfandrechte der Banken sehr oft die Belei- 
hungsgrenzen des Baugrundstücks erreichen, und 
sieht sie die Notwendigkeit einer gesetzlichen Ände- 
rung? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 1. September 

Es ist einzuräumen, daß die Vorschrift des § 648 BGB ihren eigent- 
lichen Zweck, den Bauhandwerker zu schützen, wegen vorrangiger 
Grund Pfand rechte insbesondere von Geldkreditgebern großenteils 
wohl nicht wird erreichen können. Eine Vertauschung der Rangstellen 
von Geld- und Loistungkrediten kommt indessen nicht in Betracht. 
Dagegen stehen nämlich zunächst gleichermaßen berechtigte Siche- 
rungsinteressen der Geldkreditgeber. Rangverschiebungen zugunsten 
der Bauhandwerker würden außerdem voraussichtlich die Beleihungs- 
fähigkeit von Grundstücken herabsetzen und das Institut des Immo- 
biliarkredits letztlich schwächen; dabei ist auch zu berücksichtigen, 
daß gerade die Geldkredite regelmäßig die Bezahlung der Entgelte 
der Bauhandwerker erst ermöglichen. 

Der in der Makler- und Bauträgerverordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 11. Juni 1975 (BGBl. I S. 1351) beschrittene Weg, 
Bauträger und Baubetreuer zur zweckgerechten Verwendung von Ver- 
mögenswerten, die sie zur Vorbereitung und Durchführung von Bau- 
vorhaben erhalten haben, zu verpflichten, erscheint demgegenüber als 
tauglicherer Ansatz. 

Eine Änderung des § 648 BGB, die im wesentlichen nur die Rang- 
yerhältnisse im Auge hätte, würde den anzustrebenden Interessenaus- 
gleich unter den Beteiligten nicht erreichen. 

23. Abgeordneter Ist die von Professor Dr. Karl Heinrich Friauf aus 
Grünbeck Bergisch-Gladbach im Auftrag von zwei Versand- 

(FDP) firmen beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe . 

einreichte Verfassungsbeschwerde inzwischen ent- 
schieden, und welche Konsequenzen zieht die Bun- 
desregierung gegebenenfalls aus dem Urteil? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 1. September 

Die Firmen Strachowitz GmbH & Co sowie Arztbedarf Martens GmbH, 
beide tätig im Versandhandel, haben — vertreten durch Professor Dr. 
Karl Heinrich Friauf — Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht eingelegt (2 BvR 416/82). Sie wenden sich gegen die Erhöhung 
der Postgebühren zum 1. Juli 1982 (§ 1 der Postgebührenordnung i. V. 
mit der als Anlage verkündeten Gebührenübersicht). Ich gehe davon 
aus, daß die vorliegende schriftliche Anfrage diese Verfassungsbeschwer- 
de betrifft. 

Eine Entscheidung hat das Bundesverfassungeiicht bisher nicht ge- 
troffen. 


24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob Verurteilungen 
Dr. Czaja wegen Verstoßes gegen die §§ 218 und 218 b sowie 

(CDU/CSU) 219a bis 219c StGB in den letzten beiden Jahren 

erfolgten und gegebenenfalls wie viele? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 2. September 

Die Strafverfolgimgsstatistik des Statistischen Bundesamtes in Wies- 
baden weist für die Jahre 1980 und 1981 folgende Zahlen aus: 


1980 1981 

zu Abge- Ver- Abge- Ver- 

urteilte*) urteilte urteilte urteilte 

§218 Abbruch der 

Schwangerschaft 42 30 55 28 

§2l8b Abbruch ohne Beratung — — — — 
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1980 1981 

ZU Abge- Ver- Abge- Ver- 

urteilte*) urteilte urteilte urteilte 

§ 2 1 9 Abbruch ohne ärztliche 

Feststellung _ _ _ _ 

§ 2 1 9 a Unrichtige ärztliche 

Feststellung - _ - _ 

§219b Werbung 

für den Abbruch _ _ _ _ 

§ 219 c Inverkehrbringen von 

Mitteln zum Abbruch _____ 


*) Verurteilte und Personen, gegen die andere Entscheidungen (Freispruch 
oder Einstellung) getroffen wurden. 

Zahlen für 1982 liegen noch nicht vor. Nach Auskunft des Statistischen 
Bundesamtes in Wiesbaden wird das vollständige Zahlenmaterial aus den 
einzelnen Bundesländern voraussichtlich im Oktober dieses Jahres aus- 
gewertet sein; mit der Veröffentlichung der Strafverfolgungsstatistik 
für 1982 ist erst zum Jahresende zu rechnen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


25. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, in 
Dr. Emmerlich die Kreditunterlagen des Milliardenkredits an die 
(SPD) DDR Einsicht zu nehmen? 


26. Abgeordneter 
Dr. Emmerlich 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung sich um Aufklärung der 
Frage bemühen, ob im Zusammenhang mit der 
Gewährung des Milliardenkredits Vermittlungspro- 
visionen oder ähnliche Vergütungen bezahlt oder 
vereinbart wurden bzw. welche Gründe stehen 
derartigen Bemühungen entgegen? 


27. Abgeordneter Auf Grund welcher Tatsachen ist die Antwort der 
Dr. Emmerlich Bundesregierung auf meine Frage vom 27. Juli 

(SPD) 1983 „Im Kreditvertrag ist die übliche Bankpro- 

vision verabredet“ zu erklären? 


28. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung die Gegenleistung der 

Dr. Emmerlich Bankprovision, und wie hoch ist diese gegebenen- 
(SPD) falls? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 30. August 

Sowohl dem Bundesfinanzministerium als auch dem Bundesrechnungs- 
hof steht nach den Garantie Vereinbarungen das Recht zu, in die Kredit- 
unterlagen Einsicht zu nehmen. 

Die konsortialführende Bank hat mitgeteilt, daß im Zusammenhang mit 
der Gewährung des DDR-Kredits keine Vermittlungsprovisionen oder 
ähnliche Vergütungen bezahlt oder vereinbart wurden. Bei der verab- 
redeten Bankprovision handelt es sich um bankübliche einmalige Ge- 
bühren, die zwischen Kreditnehmer und Kreditgebern vereinbart wur- 
den. Die Höhe der Bankprovision ist - wie in solchen Fällen üblich — 
der Bundesregierung nicht bekannt. Im übrigen umfaßt die Garantie 
nicht die Bankprovision, weil sie bereits vorher gezahlt wurde. 
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29. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung steuerliche Ent- 

Reimann lastungen im Zusammenhang mit der Einführung 

(SPD) des bleifreien Benzins? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 1. September 

Ob steuerliche Mittel zur Unterstützung des Beschlusses des Bundes- 
kabinetts über die Einführung unverbleiten Benzins geeignet und er- 
forderlich sind, läßt sich erst sicher beurteilen, wenn Qualität und 
Kosten des neuen Kraftstoffs feststehen. Es können auf jeden Fall 
nur aufkommensneutrale Lösungen in Betracht kommen, weil die 
Sanierung der Staatsfinanzen nicht gefährdet werden darf. 

30. Abgeordneter Ist die Bundesregierung generell dazu bereit, die 

Dörflinger von dem Waldsterben betroffenen Landwirte und 

(CDU/CSU) Waldbesitzer finanziell — besonders in steuerlicher 

Hinsicht — zu entlasten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 1. September 

In steuerlicher Hinsicht unterliegen die Einnahmen aus außerordent- 
lichen Holznutzungen und aus Holznutzungen infolge höherer Gewalt 
(Kalamitätsnutzungen) nicht dem normalen Einkommensteuertarif. 
Sie sind nach § 34 b EStG je nach Lage des Einzelfalles steuerlich er- 
heblich entlastet. Dadurch soll bei Zusammenballungen von Einnah- 
men in einzelnen Jahren eine infolge der Progression des Einkommen- 
steuertarifs sonst zu hohe Steuerbelastung vermieden werden. Die 
Steuerbelastung kann auf Grund des § 34 b EStG bei außerordent- 
lichen Holznutzungen auf die Hälfte, bei Holznutzungen infolge höhe- 
rer Gewalt sogar bis auf ein Achtel des durchschnittlichen Steuersatzes 
sinken. 

31. Abgeordneter Falls ja, ist die Bundesregierung dazu bereit, den 

Dörflinger Vorschlag zu prüfen und eventuell zu verwirklichen, 

(CDU/CSU) die durch das Waldsterben und den damit verbun- 

denen diesjährigen außerplanmäßigen Holzhieb ent- 
standenen Einnahmen — über die pauschalierte 
Abzugsmöglichkeit gemäß § 51 Einkommensteuer- 
dur chführungs-Verordnung hinausgehend — nicht in 
einem Jahr voll der Besteuerung zu unterwerfen, 
sondern die Möglichkeit zu schaffen, diese Ein- 
nahmen auf einen Zeitraum von drei bis fünf Jahren 
aufteilen zu können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 1. September 

Holznutzungen infolge höherer Gewalt sind Nutzungen, die durch Eis-, 
Schnee-, Windbruch oder Windwurf, Erdbeben, Bergrutsch, Insekten- 
fraß, Brand oder ein anderes Naturereignis, das in seinen Folgen den 
angeführten Ereignissen gleichkommt , verursacht werden. Vieles spricht 
dafür, daß das Waldsterben als höhere Gewalt im Sinne dieser Vorschrift 
anzusehen ist. Der Bundesfinanzminister wird diese Frage im Einver- 
nehmen mit den Landesfinanzverwaltungen noch vollends klären. 

Zusätzliche Hilfen im Bundeshaushalt sind nicht vorgesehen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

32. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Kärnten 

Dr. Klejdzinski Forscher eine möglicherweise gegenüber Umwelt- 
(SPD) belastungen weitgehend resistente Fichte entdeckt 

haben, und wenn ja, welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, diese sogenannte ,,R-Fichte“ 
im deutschen Wald heimisch zu machen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 24. August 

Der Bundesregierung ist die Existenz dieser sogenannten „R-Fichte“ 
in Kärnten bekannt. Es handelt sich dabei um eine einzelne bei Ar- 
noldstein in Kärnten wachsende Fichte, die im wesentlichen Fluor-, 
aber auch S02-Belastungen ausgesetzt ist. Phänotypisch ist sie wider- 
standsfähiger als die sie umgebenden Bäume. Von den österreichi- 
schen Wissenschaftlern wird sie nur für die örtlichen Verhältnisse bei 
Arnoldstein in Kärnten als für den Anbau geeignet angesehen; der An- 
bau unter den dortigen Verhältnissen wird jedoch von ihnen noch nicht 
für praxisreif betrachtet. Ein erfolgreicher Anbau dieser Fichte in der 
Bundesrepublik Deutschland wird bei den andersartigen Standort- 
und Immissionsverhältnissen für unwahrscheinlich gehalten. Bei Ar- 
noldstein wird diese Fichte in einem Bereich von sogenannten klassi- 
schen Rauchschäden in der Nähe der Emittenten angebaut. Diese dort 
auftretenden sogenannten klassischen Rauchschäden unterscheiden 
sich aber wesentlich von den neuartigen Waldschäden in den Gebieten 
der Bundesrepublik Deutschland, z. B. des Bayerischen Waldes, die 
weit von den Emittenten entfernt sind. Ferner wäre der Anbau eines 
einzigen Ficht enklons wegen der damit verbundenen genetischen Ver- 
engung bedenklich. 

Gleichwohl wird die Bundesregierung die von den österreichischen 
Wissenschaftlern aufgegriffenen Forschungsarbeiten über diese Fichte 
verfolgen und, falls sich Anwendungsmöglichkeiten ergeben sollten, 
diese auf greifen. 


33. Abgeordneter 
Paintner 
(FDP) 


Welche Vorteile, z. B. agrar-, wirtschafts- oder 
energiepolitische Vorteile, sieht die Bundesregie- 
rung, wenn, unabhängig von der Möglichkeit der 
Gewinnxmg von bleiersatzfähigem Äther aus Bio- 
äthanol, dem Benzin ca. 5 v. H. aus eigener Er- 
zeugung gewonnenes Bioäthanol beigemischt wür- 
de? 


34. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung auf EG-Ebene für 
Paintner die Einführung einer Beimischungspflicht von 

(FDP) 5 V. H. Bioäthanol zum Benzin einsetzen, und was 

gedenkt sie zu tun, um die Verwendung von Bio- 
äthanol als Benzinzusatz zu sichern? 


35. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Einspa- 
Paintner rungsmöglichkeiten bei Agrarmarktordnungskosten, 

(FDP) wenn in der EG erzeugtes Bioäthanol zu einem 

Anteil von 5 v. H. EG-weit dem Benzin beige- 
mischt würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 29. August 

Die Beimischung von 5 v. H. Äthanol als Kraftstoffkomponente zum 
Vergaserkraftstoff ist nach Auffassung der Bundesregierung kurzfristig 
nicht realisierbar. Das Problem besteht zum einen darin, die entspre- 
chenden erforderlichen Äthanolmengen verfügbar zu haben. Zur Erläu- 
terung sei beispielhaft ausgeführt, daß bei einem jährlichen Vergaser- 
kraftstoffverbrauch im Bundesgebiet in der Größenordnung von 20 Mil- 
lionen Tonnen eine Sprozentige Äthanolbeimischung eine Million Ton- 
nen Äthanol erforderlich macht, während zur Zeit die dxirchschnittliche 
Gesamtjahresproduktion der deutschen Brennereiwirtschaft ca. 100000 
Tonnen beträgt. Der Gedanke, Äthanol in der genannten Größenord- 
nung als Kraftstoffkomponente zu verwenden, kann also von den Kapa- 
zitäten her bestenfalls zu einem späteren Zeitpunkt angesteuert werden, 
frühestens am Ende der 80er Jahre. 
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Zum anderen darf nicht übersehen werden, daß Äthanol derzeit gegen- 
über den auf Mineralölen beruhenden Kraftstoffen nicht wettbewerbs- 
fähig ist. Im Rahmen einer Vorsorgestrategie versucht daher das Bun- 
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, sowohl 
von der technischen Seite als auch von der ökonomischen Seite her hin- 
sichtUch Herstellung und Verwendung die Voraussetzungen für die Nut- 
zungsmöghchkeiten des Äthanols durch Forschung und Pilotprojekte 
zu schaffen, insbesondere die Konkurrenzfähigkeit des Äthanols zu er- 
reichen. 

Der agrarpohtische Vorteil eines derartigen Weges liegt insbesondere 
darin, daß Flächenkapazitäten, die heute in einen überschüssigen 
Nahrungsmittelmarkt hinein produzieren, für die Erzeugung von Ener- 
gieträgern umgewidmet werden könnten. Zum Beispiel würde, bezogen 
auf die Bundesrepublik Deutschland, für eine Sprozentige Äthanolbei- 
mischung zum Vergaserkraftstoff eine Fläche von ca. 400 000 Hektar 
beansprucht und somit aus der Nahrungsmittelerzeugung herausgenom- 
men werden. Dementsprechend würden den Landwirten Erzeugungs- 
alternativen geboten werden können, von denen man erwarten kann, 
daß sie auch einen Beitrag zur Eirikommensstabihtät der Landwirtschaft 
zu leisten in der Lage sein werden. Darüber hinaus würden die außen- 
handelspolitischen Konflikte der EG mit wichtigen Handelspartnern 
entschärft, die aus dem Export überschüssiger Agrarerzeugnisse der 
Gemeinschaft mit Hilfe umfangreicher Ausfuhrerstattungen resultieren. 

In wirtschaftspohtischer Hinsicht besteht die MögUchkeit, daß durch 
die Produktion von Energieträgern auf der Grundlage agrarischer Er- 
zeugnisse und damit durch die Nutzung heimischer Ressourcen f lu- 
den industriell-gewerb heben Bereich positive Effekte auf dem Arbeits- 
markt gerade ländheher Gebiete erreicht werden. Insbesondere kann 
erwartet werden, daß dadurch die regionale Wirtschafts- und Sozial- 
struktur verbessert, und daß einer passiven Sanierung ländheher Regio- 
nen durch neue Arbeitsmöghehkeiten entgegengewirkt wird. 

Entsprechend dem Beitrag zur Versorgung der Volkswirtschaft mit 
Energieträgern wird eine Minderung von Mineralölimporten und damit 
eine Entlastung der Devisenbilanz eintreten, denen allerdings entgan- 
gene Deviseneinnahmen aus verminderten Agrarexporten gegenüber- 
ständen. Die Nutzung nachwachsender Rohstoffe für Energiezwecke 
imd hiermit die Nutzung einer heimischen Ressource unterstützt die 
generellen Bemühungen zu größerer Unabhängigkeit von Energieimpor- 
ten. 

Ansatzpunkt für die Beimischung von Äthanol zum Vergaserkraftstoff 
in der gesamten Europäischen Gemeinschaft ist der Entwurf einer 
Richthnie des Rates zur Einsparung von Rohöl durch die Verwendung 
von Ersatzkraftstoffkomponenten im Benzin (siehe BR-Drucksache 
346/82 vom 2. September 1982), der lediglich Empfehlungen, jedoch 
keine Beimischungsp flicht vorsieht. 

Bei diesen Ersatzkraftstoffkomponenten handelt es sich um sauerstoff- 
haltige Komponenten, insbesondere Alkohole und Äther. Von dort her 
ist das Anliegen der Beimischung von Äthanol in der politischen Diskus- 
.sion. Eine allgemeine Beimischungspflicht lehnt die Bundesregierung 
allerdings ab. 

Das langfristige Ziel, sowohl national als auch im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft dem Äthanol die Chancen zu eröffnen, als 
Kraftstoffkomponente Eingang in den Markt zu finden, hängt von der 
Wettbewerbsfähigkeit dieses Alkohols gegenüber den fossilen Energie- 
trägern ab. Die längerfristig zu erwartende Entwicklung der Preisrela- 
tion zwischen fossilen Energieträgern imd Agrarprodukten dürfte die 
Äthanolbeimischung zum Benzin begünstigen. Die vom Bundesmini- 
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten durch Forschung 
und Pilotprojekte eingeschlagene Vorsorgestrategie dient, wie bereits 
ausgeführt wurde, dem Ziel, der Wettbewerbsfähigkeit näherzukommen. 
Es wird für zweckmäßig erachtet, zunächst diese Projekte durchzufüh- 
ren, um verläßhehe und tragfähige Daten und Informationen zu gewin- 
nen und gleichzeitig kostensparende technische Fortschritte zu erpro- 
ben. 
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Die Einsparungsmöglichkeiten von Marktordnungsausgaben vorauszu- 
schätzen, ist mit äußerst großen Unsicherheitsfaktoren belastet. Die 
Ausgaben für den EG-Markt hängen wesentlich von der Höhe der ein- 
zusparenden EG-Ausfuhrerstattungen ab, und damit letztlich von den 
nur schwer prognostizierbaren Preisentwicklungen auf den Welt- und 
EG-Agrarmärkten. Unter heutigen Preisverhältnissen würden etwaige 
hypothetische Einführungsbeihilfen für Äthanol - die gegenwärtig 
noch Voraussetzung für eine rentable Äthanolherstellung wären — 
merklich mehr Mittel in Anspruch nehmen als an Marktordnungsaus- 
gaben für Erstattungen und Lagerkosten eingespart würden. 

Unter der Voraussetzung, daß Ende der 80er Jahre das Energiepreis- 
niveau weiter ansteigt und die Absatzmöglichkeiten von Agrarproduk- 
ten auf den Weltmärkten ähnlich ungünstig sind wie in den zurücklie- 
genden Jahren, könnte sich die Situation umkehren. 

Des weiteren ist zu bedenken, daß die zur Äthanolerzeugung nutzbar 
zu machenden Agrarprodukte in erster Linie den EG-Getreidemarkt 
entlasten dürften. Eine Entlastung der EG-Milchmarktproblematik 
durch die Rohstofferzeugung für die Äthanolherstellung könnte aller- 
dings akut werden, wenn das von der EG-Kommission wie auch von 
der Bundesregierung befürwortete Konzept einer mengenmäßig be- 
grenzten Preisgarantie bei Milch verwirklicht werden sollte. 

Die Flächen, die künftig für die preislich nicht abgesicherten Milch- 
überschußmengen herangezogen würden, könnten möglicherweise 
sinnvoller für den Anbau nachwachsender Rohstoffe genutzt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit den zuständi- 

Weirich gen Stellen der DDR Verhandlungen aufzunehmen, 

(CDU/CSU) um auf eine Rettung der vom Zerfall bedrohten 

Burgruine Hanstein auf dem Eichsfeld bei Rimbach/ 
Bornhagen (Kreis Heiligenstadt/DDR) — einem 
international bekannten Bauwerk - hinzuwirken, 
und würde die Bundesregierung bereit sein, dafür 
Mittel zur Verfügung zu stellen? 

Antwort des Staatssekretärs Rehlinger 
vom 25. August 

Die Bundesregierung verfügt selbst nicht über gesicherte Informationen 
hinsichtlich des Bauzustands der Burgruine Hanstein, die im „Grenz- 
sperrbereich der DDR“ gelegen ist. Die Bundesregierung ist jedoch un- 
längst vom Werratalverein Witzenhausen e. V. unterrichtet worden, 
daß die Burganlagen des Hansteins, soweit man es aus der durch die 
Grenzziehung bedingten Distanz fest stellen kann, in zunehmendem 
Maße zu zerfallen drohen. Der Werratalverein hat die Bundesregie- 
rung gebeten, in dieser Angelegenheit Verbindung mit der Regierung 
der DDR aufzunehmen. Die Bundesregierung wird diesen Gedanken 
verfolgen. Ob sich Möglichkeiten in dem gewünschten Sinne ab zeich- 
nen, läßt sich im Augenblick allerdings noch nicht beurteilen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


37 . Abgeordneter 
Cronenberg 
(Arnsberg) 
(FDP) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ein 
Arbeitgeber, der versehentlich eine unrichtige Be- 
scheinigung ausgestellt und deshalb für zuviel ge- 
zahltes Arbeitslosengeld in Anspruch genommen 
wurde, von seinem früheren Arbeitnehmer diesen 


13 



Drucksache 10/341 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Betrag zurückverlangen kann, und wenn nein, wel- 
che Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um diesem unbefriedigenden Zustand ab- 
zuhelfen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 29. August 

Ob der Arbeitgeber, der vorsätzlich oder fahrlässig eine Arbeitsbeschei- 
nigung nicht richtig ausgestellt hat und deshalb der Bundesanstalt für 
Arbeit nach § 145 des Arbeitsförderungsgesetzes Schadenersatz leisten 
mußte, gegen seinen früheren Arbeitnehmer Rückgriff nehmen kann, 
hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Allgemein möchte ich 
folgende Hinweise geben: 

Ist der Bewilligungsbescheid, den der Arbeitnehmer vom Arbeitsamt 
erhalten hat, nach §§ 45, 50 Zehntes Buch des Sozialgesetzbuches zu- 
rückzunehmen und der Arbeitnehmer dem Arbeitsamt zur Erstattung 
der Leistungen verpflichtet, weil er die Rechtswidrigkeit des Bescheids 
kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte, so entsteht 
durch die Schadenersatzleistung des Arbeitgebers an das Arbeitsamt 
grundsätzlich ein Bereicherungsanspruch des Arbeitgebers gegen den 
Arbeitnehmer. 

Ist der Bewilligungsbescheid nach^der gesetzlichen Regelung nicht zu- 
rückzunehmen, weil das Vertrauen des Arbeitslosen schutzwürdig ist, 
so besteht auch kein Rückgriffsanspruch des Arbeitgebers gegen den 
Arbeitnehmer. Ich halte dieses Ergebnis für sachgerecht. Der Gesetz- 
geber hat im Rahmen des Zehnten Buchs des Sozialgesetzbuches um- 
fassende Regelungen getroffen, in welchen Fällen das Vertrauen des 
Arbeitnehmers auf einen Verwaltungsakt schutzwürdig ist. Diese 
Regelimgen können nicht durch Rückgriffsansprüche des Arbeitgebers 
unterlaufen werden. 

Warum hat die Bundesregierung in ihrer Broschüre 
„Illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit dürfen 
nicht sein“ nicht zu der besonderen Form der 
Schwarzarbeit im Gastgewerbe, der Schwarzgastro- 
nomie, Stellung genommen? 

Läßt die Nichterwähnung der Schwarzgastronomie 
darauf schließen, daß die Bundesregierung diesen 
umfangreichen Sektor der Schwarzarbeit nicht zur 
Kenntnis nimmt, oder welche konkreten Maß- 
nahmen gedenkt sie zu ergreifen, um die Schwarz- 
gastronomie einzudämmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 31. August 

Die Broschüre „Illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit dürfen nicht 
sein“ befaßt sich mit der Aufnahme bzw. Ausübung einer abhängigen 
Beschäftigung bzw. der Ausübung handwerklicher oder gewerberecht- 
licher Tätigkeiten, ohne daß für diese Bereiche die geltenden Vorschrif- 
ten eingehalten werden (z. B. Verleih ohne Erlaubnis der Bundesanstalt 
für Arbeit, Beschäftigung eines Ausländers ohne Arbeitserlaubnis, 
Leistungsmißbrauch, Ausübung eines selbständigen Handwerks ohne 
Einhaltung der Vorschriften der Handwerksordnung, Hinterziehung 
von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen). 

Die Schwarzgastronomie, das heißt, gastgewerbliche Betätigungen, die 
ohne die erforderliche Erlaubnis nach § 2 Gaststättengesetz oder ohne 
Gestattung nach § 12 Gaststättengesetz erfolgen, betrifft Probleme im 
Bereich der unternehmerischen Tätigkeit und Fragen des Wettbewerbs. 

Da die Schwarzgastronomie somit ganz andere Bereiche berührt als die 
illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit, wurde sie nicht in die Bro- 
schüre aufgenommen. 


38. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 
(FDP) 


39. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 
(FDP) 
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Die Bundesregierung widmet dem Problem der Schwarzgastronomie 
gebührende Aufmerksamkeit und verfolgt die Entwicklung in diesem 
Bereich sorgfältig. Wie sie unter anderem in der Beantwortung der Gro- 
ßen Anfrage zum Fremdenverkehr vom 6. November 1982 (Drucksache 
9/2082 Nr. 5.4) zum Ausdruck gebracht hat, läßt sich die Schwarz- 
gastronomie durch eine intensive Kontrolltätigkeit der Behörden ein- 
dämmen. 

Dies wird um so wirkungsvoller möglich sein, als konkrete Verstöße 
offen den Ordnungsbehörden mitgeteilt werden. Das Gaststätten- 
gesetz bietet jedenfalls ausreichende Handhaben, eine gast gewerbliche 
Tätigkeit, die ohne die erforderliche Erlaubnis ausgeübt wird, zu unter- 
binden. 

40. Abgeordneter 
Gerstein 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Gerstein 
(CDU/CSU) 

EStG angelehnt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 1. September 

In § 8 Abs. 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch wird der Rahmen für die 
Versicherungsfreiheit von Teilzeitbeschäftigungen in der Kranken- und 
Rentenversicherung bestimmt. Der hier angesprochenen Geringfügig- 
keitsgrenze liegt der Gedanke zugrunde, daß Beschäftigungen in so ge- 
ringem Umfang nicht die maßgebliche Lebensgrundlage der Betroffenen 
bilden und daher ihre Einbeziehung in die Versicherungsp flicht aus 
Gründen des sozialen Schutzes nicht geboten ist. Ist diese Grenze durch 
Ausübung mehrerer Beschäftigungen überschritten, steht der soziale 
Schutz der Teilzeitbeschäftigten im Vordergrund. 

Über diese Regelung ist in den letzten Jahren sehr eingehend diskutiert 
worden. Dabei sind die in § 8 Viertes Buch Sozialgesetzbuch bestimm- 
ten Grenzen mehrfach eingeschränkt worden. Damit sollte der Zunah- 
me versicherungsfreier Beschäftigungen, die auf Kosten des sozialen 
Schutzes der Beschäftigten ausgeübt werden, entgegengewirkt werden. 
Die derzeitige Regelung ist am 1. Januar 1983 in Kraft getreten. Zu 
keiner Zeit war jedoch die Zusammenrechnung von mehreren gering- 
fügigen Beschäftigungen umstritten. 

Es ist richtig, daß § 40 a des Einkommensteuergesetzes eine Zusammen- 
rechnung mehrerer Beschäftigungen, für die jeweils die Voraussetzun- 
gen für eine Lohnsteuerpauschalierung vorliegen, nicht vorsieht und 
diese Regelung vorrangig von dem Ziel der Verwaltungsvereinfachung 
getragen wird. Den Unterschied beider Regelungen zeigt folgender Hin- 
weis: Während § 40 a des Einkommensteuergesetzes jede einzelne Be- 
schäftigung erfaßt, würden ohne Zusammenrechnung in der Sozialver- 
sicherung die Beschäftigungen versicherungsfrei bleiben, obwohl sie 
insgesamt den Umfang der Grenze der Geringfügigkeit überschreiten. 
Wegen der unterschiedlichen Zielsetzung ist daher ein Vergleich in der 
von Ihnen vorgebrachten Weise nicht möglich. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassxmg, daß § 8 
Abs. 2 RVO das gesetzgeberische Ziel des § 40 a 
EStG, wonach die Lohnsteuerpauschaüerung allen 
Beteiligten, den Arbeitnehmern, den Arbeitgebern 
und auch für die ohnehin mit Verwaltungsarbeit 
überlasteten Finanzämtern, Nutzen bringt, die 
Mobilität der Arbeitnehmer fördert sowie für Dis- 
positionsfreiheit der auf Aushilfskräfte besonders 
angewiesenen Betriebe wieder ohne große bürokra- 
tische Erschwernisse herstellt, unterläuft, da nach 
§ 8 Abs. 2 RVO im Gegensatz zu § 40 a EStG 
sämtliche Beschäftigungsverhältnisse bei der Beur- 
teilung der „geringfügigen Beschäftigung“ zu be- 
rücksichtigen sind und somit dem Vereinfachungs- 
gedanken des § 40 a EStG, der Arbeitnehmer, Ar- 
beitgeber und Verwaltung umfaßt, widerspricht? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Änderung 
des § 8 RVO dahin gehend herbeizuführen, daß 
§ 8 RVO an das gesetzgeberische Ziel des § 40 a 
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Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, eine Änderung der in § 8 Ab- 
satz 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch bestehenden Regelung herbeizu- 
führen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

42. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung die wehrpflichtigen 
Dr. Enders Abiturienten, die nach ihrem Examen nicht im 

(SPD) Juli 1983, sondern erst zu einem späteren Zeitpunkt 

zur Bundeswehr einberufen werden, vor Nachteilen 
bewahren, die durch die spätere Aufnahme des Stu- 
diums oder die Unterbrechung der Ausbildung ent- 
stehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Juni 

Die Bundesregierung ist bemüht, Wehrpflichtige mit Hochschul- oder 
Fachhochschulreife soweit wie möglich vor wehrdienstbedingten Nach- 
teilen zu bewahren. Wehrpflichtige, die nach der Schulausbildung eine 
betriebliche Ausbildung beabsichtigen, werden auf Wunsch nicht vor 
Abschluß dieser Lehre einberufen. Diese Regelung gilt entsprechend 
für Wehrpflichtige, die nach der Schulausbildung einen Vorbereitungs- 
dienst für den mittleren oder gehobenen öffentlichen Dienst beginnen. 

Studienwillige Wehrpflichtige, die nach Schulabschluß aus von ihnen 
nicht zu vertretenden Gründen erst zum Oktobertermin einberufen 
worden sind, aber eine Zulassung zu einem nur im Wintersemester 
beginnenden Jahresstudium nachweisen, werden auf Antrag für die 
Dauer des Studiums zurückgestellt . Ist bei studierenden Wehrpflichti- 
gen die Einberufung erst ab April des auf den Schulabgang folgenden 
Jahres möglich, unterbleibt die Heranziehung auf Wunsch auch vor 
weitgehender Förderung des begonnenen Studiums. Voraussetzung ist, 
daß der Bedarf der Truppe anderweitig gedeckt werden kann und die 
Einberufung zum Grundwehrdienst nach Abschluß des Studiums noch 
vor Vollendung des 28. Lebensjahres möglich ist. 

Diese Regelungen der Heranziehung von Wehrpflichtigen mit Hoch- 
schul- oder Fachhochschulreife reduzieren die wehrdienstbedingte 
Belastung für Abiturienten so erheblich, daß sie auch für diesen Per- 
sonenkreis zumutbar bleibt. 


43. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen vorzu- 
Dr. Enders bereiten, nach denen die betroffenen Abiturienten 

(SPD) früher von der Bundeswehr entlassen werden, um 

zum Wintersemseter 1984/1985 das Studium auf- 
nehmen zu können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 2 1 . Juni 

Die Bundesregierung hält an der bisherigen Rechtshandhabung fest, daß 
nach § 29 Abs. 4 Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes zur Aufnahme eines 
beabsichtigten Studiums im Wintersemester 1984/1985 nur solche 
Wehrpflichtigen vorzeitig entlassen werden können, die ohne eigenes 
Verschulden erst zum 1. Oktober 1983 einberufen worden sind und 
die ein sogenanntes Jahresstudium Vorhaben, das im gesamten Bundes- 
gebiet ausschließlich im Wintersemester begonnen werden kann. 

Darüber hinaus besteht seit dem 1. Juni 1983 die Möglichkeit, Sonder- 
urlaub bis zur Dauer von grundsätzlich nicht mehr als drei Wochen, 
längstens bis zur Dauer von einem Monat zu gewähren, wenn 

- sich die Dienstzeit und das Ausbildungsvorhaben überschneiden 
und 
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- durch Gewährung von Sonderurlaub, gegebenenfalls in Verbindung 
mit einzubringendem Erholungsurlaub, der beabsichtigte Ausbil- 
dungsbeginn noch ermöglicht werden kann und 

- eine ablehnende Entscheidung unbillig wäre sowie 

- dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

Ob die Gewährung von Sonderurlaub aus Billigkeit sgründen auch im 
Jahre 1984 beibehalten werden kann, ist erst dann zu entscheiden, 
wenn nach Feststellung der Anzahl der im Jahre 1983 erfolgten Be- 
urlaubungen ausgeschlossen werden kann, daß durch das Ausmaß 
der Freistellungen gegen Ende des IV. Quartals eine erhebliche 
Schwächung der Einsatzfähigkeit eintritt. 

Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht beabsichtigt und im 
Hinblick auf den Auftrag der Bundeswehr zur Sicherstellung der Ver- 
teidigungsbereitschaft nicht vertretbar. 

44. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über eine 

Wimmer mögliche Verletzung des Anti-Raketen-Vertrags 

(Neuss) durch die Installierung eines sowjetischen Früh- 

(CDU/CSU) warn-Radarsy Sterns im östlichen Teil der UdSSR 

(vergleiche „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ vom 
13. August 1983), und welche Möglichkeiten 
würde sich die UdSSR durch eine derartige Ein- 
richtung auf strategischem Gebiet eröffnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 26. August 

Die Bundesregierung hat Kenntnis vom Bau einer Groß-Radaranlage 
im östlichen Teil der Sowjetunion. 

Über die zukünftige Funktion dieser Anlage und damit über eine 
mögliche Verletzung des Anti-Raketen-Vertrags und Optionen auf 
strategischem Gebiet liegen der Bundesregierung bisher keine Er- 
kenntnisse vor. 

45. Abgeordnete Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß der 

Frau Parlamentarische Staatssekretär im Bundesverteidi- 

Kelly gungsministerium, Würzbach, in der deutschen Neu- 

(DIE GRÜNEN) erscheinung des Buchs „Der Krieg im Frieden“ von 

Lawrence P. Mc Donald das Vorwort geschrieben 
hat und damit die Arbeit und die politischen Ein- 
sichten von Herrn Mc Donald, US-Kongreßabgeord- 
neter und führendes Mitglied der 1958 gegründeten 
rechtsradikalen, rassistischen und militanten anti- 
kommunistischen John Birch Society, würdigt, und 
ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß 
das schriftstellerische Engagement des Parlamenta- 
rischen Staatssekretärs Würzbach in vielen Kreisen 
in den USA auf Unverständnis gestoßen ist? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 1. September 

In der Antwort auf Ihr erstes Schreiben vom 17. August 1983 wurde 
Ihnen bereits mitgeteilt, daß der Parlamentarische Staatssekretär nicht 
beabsichtigt, eine Einleitung für das Buch zu schreiben. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famiiie und Gesundheit 

46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung innerhalb ihres Verantwor- 

Dr. Sperling tungsbereichs in der Lage und bereit zu prüfen, ob 

(SPD) die Aufwärmung von Gewässern durch Wärmeein- 

leitung die Infektionsgefahr für Menschen ver- 
größert, die mit dem aufgewärmten Wasser in Be- 
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Führung kommen, um durch diese Prüfung etwa 
bestehende Zusammenhänge wissenschaftlich klären 
zu lassen, nachdem sich die Vermutung ergeben hat, 
daß der Tod eines Kanufahrers auf eine Infektions- 
übertragung durch das Wasser der Erft zurückzu- 
führen ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 31. Mai 

Da die Ausführung des Bundes-Seuchengesetzes in die Kompetenz der 
Länder fallt, mußte ein Bericht des Landes Nordrhein-Westfalen abge- 
wartet werden. Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen hat zu dem Tod des Kanufahrers in der 
Erft folgendes mitgeteilt: 

„Der verstorbene Kanusportler ist mit Leptospirosen infiziert worden 
und es ist zu vermuten, daß als Vektor für diese Infektion verunreinig- 
tes Erftwasser in Betracht kommt. Die Erreger der Leptospirose werden 
vom Tier, z. B. Ratten beherbergt und mit dem Urin ausgeschieden. 
Im vorliegenden Fall sind die Erreger wahrscheinlich in das Erftwasser 
gelangt und konnten durch geringfügige Hautschrunden in den Orga- 
nismus des Verstorbenen eindringen. 

Die Überwachung der Oberflächengewässer in Nordrhein-Westfalen 
fällt in den Zuständigkeitsbereich des Ministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten. 

Mit Schreiben des Gesundheitsamtes des Kreises Neuss vom 29. Okto- 
ber 1982 wurde dem Deutschen Kanuverband mit Sitz in Duisburg 
unter anderem mitgeteilt, daß die Erft nicht als öffentliches Badege- 
wässer ausgewiesen ist und daß dort das Baden auf eigene Gefahr er- 
folgt.“ 

In den Jahren 1970 bis 1980 traten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land insgesamt 216 Erkrankungen an Weilscher Erkrankung auf; 39 Per- 
sonen starben. Sporadische Infektionen können sowohl im Winter als 
auch im Sommer beobachtet werden. Im Sommer und Herbst kommt 
als verstärkendes Gefahrenmoment ein mangelnder Zufluß infolge von 
„Trockenheit“ bei stehenden Gewässern hinzu. Dies bedingt eine ver- 
minderte Selbstreinigung der Gewässer. In wärmeren Jahreszeiten be- 
nutzen auch Sportler und Fischer derartige Gewässer mehr als in der 
kalten Jahreszeit. Das führt bei diesem Personenkreis zu häufigerem 
Auftreten von Infektionen während der warmen Jahreszeit. 

Das wesentliche Gefahrenmoment ist aber der Urin infizierter Nager 
und nicht die Temperatur der Gewässer. Eine Ausrottung der Nager 
ist nicht möglich. Die Übertragung zwischen den Nagern erfolgt über 
den infizierten Boden, 

Im allgemeinen sterben Krankheitserreger mit Ausnahme der Tricho- 
nomaden unter den Nährstoff-Mangelbedingungen in erwärmten Ge- 
wässern rascher ab als im kalten Wasser. Die Erwärmung verursacht 
- abgesehen von der damit verbundenen häufigeren Benutzung und 
Verschmutzung in der wärmeren Jahreszeit — kein erhöhtes Infek- 
tionsrisiko . 

Ein Forschungsprogramm brächte keine weiteren Erkenntnisse. 


47. Abgeordneter 
Verheyen 
(Bielefeld) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Ergebnisse über die kreb sauslösende Wir- 
kung (Initiation) sowie die tumorfördernde Wirkung 
(Promotion) im Tierversuch sind der Bundesregie- 
rung bezüglich des Stoffs Hexachlorbenzol bekannt? 


Antwort des Bundesministers Dr. Geißler 
vom 26. August 
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Die Lebervergrößerung kann nach Gabe sehr hoher Dosierungen zu 
einem vermehrten Auftreten von Lebertumoren bei Versuchstieren 
führen. Dieses ergibt sich aus Tierversuchen mit Hamstern und Mäu- 
sen, bei denen eine dosisabhängige krebserzeugende Wirkung festge- 
stellt wurde. 

Die krebserzeugende Wirkung von HCB kommt jedoch nicht durch 
eine initiierende Wirkung des Stoffs selbst zustande, sondern über 
eine Verstärkung anderer Wirkungsmechanismen von initiierend wir- 
kenden krebserzeugenden Stoffen. Diese tumorpromovierende Wir- 
kung von HCB muß jedoch als schwach eingestuft werden, da es zu, 
ihrer Auslösung besonders hoher Dosen des Wirkstoffs bedarf. 

Obwohl vergleichbare epidemiologische Untersuchungen zur krebs- 
erzeugenden Wirkung am Menschen nicht vorliegen, ist HCB als ein 
Stoff mit möglicher krebserzeugender Wirkung auch beim Menschen 
anzusehen, über den jedoch noch nicht ausreichende wissenschaftliche 
Untersuchungsergebnisse vorliegen. Diese Bewertung wird auch von 
der Weltgesundheitsorganisation geteilt. 


48. Abgeordneter 
Verheyen 
(Bielefeld) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus der Tatsache, daß Hexachlorbenzol beispiels- 
weise in der Schweiz seit 1980 in die Giftklasse 1 k 
(höchste Giftigkeit, krebserregend) eingestuft wur- 
de, in der Bundesrepublik Deutschland aber noch 
nicht einmal in der MAK-Werte-Liste aufgeführt ist? 


Antwort des Bundesministers Dr. Geißler 
vom 26. August 

Hexachlorbenzol (HCB) ist als Pflanzenschutzmittel in der Bundes- 
republik Deutschland nicht mehr zugelassen. Seine Anwendung als 
Saatgutbeizmittel ist durch Rechtsverordnung seit dem Jahr 1975 
verboten. Als Chemikalie wird HCB kaum noch benutzt. Wegen der 
geringen Bedeutung ist ein MAK-Wert für diesen Stoff nicht festge- 
setzt worden. 

Die Einstufung in der Schweiz, die anders als in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der EG erfolgt, wird derzeit von den Schweizer 
Behörden überprüft. 


Ist die Bundesregierung bereit, über ihre Initiative 
in Brüssel hinaus den LD 50-Test zur Abschätzung 
des Gefährdungspotentials von Arzneimitteln unter 
anderem zu ersetzen, finanzielle Mittel zur Erfor- 
schung von in vitro Alternativen zu diesem Test 
zur Verfügung zu stellen, und gehen diese Gelder 
auch an private Forschungsinstitute? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 1. September 

Die Bemühungen der Bundesregierung auf EG-Ebene gehen dahin, bei 
der Prüfung von Arzneimitteln auf akute Toxizität den LD 50-Test 
in der bisherigen Form ganz durch eine bessere Auswertung der Ergeb- 
nisse aus den nur noch in sehr geringer Zahl erforderlichen Tierversu- 
chen zu ersetzen. Auf diese Weise wird die Anzahl der benötigten 
Versuchstiere um 75 v. H. verringert. 

Darüber hinaus bemüht sich die Bundesregierung auch in anderen Be- 
reichen der bio medizinischen Forschung und Entwicklung um eine 
Einschränkung der Tierversuche. In den letzten drei Jahren hat sie 
sich mit etwa 1 1,2 Millionen DM an Projekten zur Entwicklung alter- 
nativer Forschungs- und Testmethoden beteiligt. Dabei wurden auch 
private Forschungsinstitute berücksichtigt. 


49. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Bard 
(DIE GRÜNEN) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

50. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Streckenstillegungen im Zonen« 

Handlos randgeb iet weitergeführt werden sollen, und wenn 

(fraktionslos) ja, welche Strecken sind davon betroffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29 . August 

Die Unternehmensleitung der Deutschen Bundesbahn (DB) ist sich der 
besonderen Belange des Zonenrandgebietes durchaus bewußt. Im Rah- 
men ihres gesetzlichen Auftrages und in Anbetracht der Verpflichtung 
durch den einstimmigen Beschluß des Deutschen Bimdestages, um eine 
rasche Verwirklichung aller Maßnahmen zur Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit - insbesondere auch im hochdefizitären Schienenperso- 
nennahverkehr (SPNV) - bemüht zu sein, muß sie aber auch Entschei- 
dungen darüber treffen, ob der Betrieb einzelner Strecken im Rahmen 
eines gesetzlichen Verfahrens zur Diskussion gestellt wird. Dies gilt 
vor allem dann, wenn der gewünschte SPNV keine Bestätigung in der 
Nachfrage findet bzw. für Güterverkehrsstrecken, die von den Kunden 
kaum noch in Anspruch genommen werden. 

Für nachstehende Strecken im Zonenrandgebiet liegen dem Bundes- 
verk ehrsminist er zur Zeit Anträge vor: 

a) Umstellung auf Busdienste 
Holenbrunn — Selb Stadt 
Bad Hersfeld —Treysa 
Bad Lauterberg -Odertal 
Regensburg-Wutzlhofen - Falkenstein 
Neumünster -Bad Oldesloe 

Heide — Neumünster 
Einbeck -Einbeck Mitte 
Miltach - Steinburg 
Zwiesel - Bayerisch Eisenstein 

b) Stillegung des Güterverkehrs 
Bad Lauterberg — Odertal 
Nabburg-- Schönsee 
Regensburg-Wutzlhofen — Falkenstein 
Neusorg - Ficht eiberg 
Niederaula — Neukirchen 

Eutin -Neustadt 

Braunschweig Rbf— Braunschweig Nord 

Für Strecken im Zonenrandgebiet sind neben volks- und betriebswirt- 
schaftlichen Überlegungen die besonderen politischen Gegebenheiten 
zu berücksichtigen. Deshalb prüft ein interministerieller Arbeitskreis 
(lAK) der beteiligten Ressorts diese Anträge des Vorstands der DB 
und legt sie der Bundesregierung mit einer Empfehlung vor. Die end- 
gültige Entscheidung trifft das Bundeskabinett. 

5 1 . Abgeordneter In welcher Form ist der seit langem geplante Auto- 

Handlos bahnbau München — Deggendorf betroffen, nach- 

(frakt ionslos) dem die Quote für den Fernstraßenbau in Bayern 

von derzeit 17,3 v. H. im Jahr 1984 auf 15 v. H. 
ab sinken wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29 . August 

Die Finanzierung des Bundesfernstraßenbaus — und damit auch die 
Bauablaufplanung — beruht auf den Festlegungen des Fünfjahresplanes. 
Dem Fünf jahresplan entsprechende Schwankungen der Jahresquote 
Bayerns haben folglich keine Auswirkungen auf den geplanten Bauab- 
lauf der A 92 München — Deggendorf. . 

Die Anteile der einzelnen Bundesländer an den Mitteln für größere 
Straßenbauinvestitionen (Hauptbautitel) lassen sich nicht für einzelne 
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Jahre starr einhalten. Der für Bayern zur Zeit festgelegte Anteil von 
17,3 V. H. gilt als Mittelwert für den Zeitraum des 3. Fünfjahresplanes 
(1981 bis 1985). Wegen des höheren bayerischen Anteiles, vor allem 
im Jahre 1981, sinkt der ,, Sollanteil“ des Landes für 1984 auf 15,1 v. H. 
(siehe Übersicht 8 des ,, Fünfjahresplanes für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen in den Jahren 1981 bis 1985 und Baustufe la“; den Mit- 
gliedern des Deutschen Bundestages zugeleitet mit Schreiben des 
Bundesverkehrsministers vom 12. Mai 1982). 


52. Abgeordneter Wie viele Kraftfahrer werden in der Bundesrepublik 
Amling Deutschland jährlich als sogenannte ,,Mehrfach- 

(SPD) täter“ auffällig und müssen sich einer medizinisch- 

psychologischen Untersuchung unterziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. August 

Im Jahre 1980 waren im Verkehrszentralregister 36 328 Personen mit 
18 und mehr Punkten registriert. Von diesen mußten 15 245 auf Grund 
einer Anordnung der Straßenverkehrsbehörde ein medizinisch-psycho- 
logisches Gutachten (MPU) über die Kraft fahr eignung b eibringen. 
Ca. 85 V. H. der Betroffenen erhielten ein positives Gutachten; bei 
ca. 15 v.^ H. erbrachte die Untersuchung ein negatives Ergebnis. 

Im Jahre 1981 mußten sich 14 024 Personen wegen wiederholter Ver- 
kehrsverstöße einer MPU unterziehen, wobei die Ergebnisse dem Vor- 
jahr entsprachen. 

Für 1982 und 1983 liegen noch keine gesicherten Zahlen vor; die bisher 
feststellbare Tendenz entspricht jedoch der Größenordnung der Vor- 
jahre. 


53. Abgeordneter Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß trotz 

Amling bundeseinheitlicher Richtlinien über eine „streng 

(SPD) anlaßbezogene Verkehrs-Sünder-Befragung“ keine 

verschiedenartige Bewertung durch die prüfenden 
Psychologen bei den jeweihgen Überwachungs- 
stellen bestehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. August 

Neben der Neufassung der Richtlinien für die Prüfung der körper- 
lichen und geistigen Eignung von Fahrerlaubnisbewerbern und -in- 
habern (sogenannte Eignungsrichtlinien, VkBl. 1982, S. 496 ff.), die 
die MPU in Zuweisung und Umfang einschränken, hat der Bundesver- 
kehrsminister gemeinsam mit den Bundesländern und den Trägern der 
medizinisch-psychologischen Untersuchungsstellen einen Leitfaden für 
den Ablauf der Untersuchungen erarbeitet, der eine möglichst bundes- 
einheitliche Begutachtungspraxis sicherstellen soll. Dieser Leitfaden ist 
von der Vereinigung der Technischen Üb erw ach ungs vereine (VdTÜV) 
in die für die Untersuchungsstellen bindende Sammlung der TÜV-Prüf- 
grundlagen („TÜVIS“) übernommen worden. Daneben enthalten die 
Prüf grundlag en die in Frage kommenden Untersuchungsmethoden, an 
die der einzelne Gutachter ebenfalls gebunden ist. 

Der Bundesverkehrsminister verfolgt auch in Zukunft im Rahmen 
seiner Koordinierungsfunktion gemeinsam mit den für die Aufsicht 
über die Untersuchungsstellen zuständigen Bundesländern die Erfah- 
rungen mit der MPU, um gegebenenfalls weitere Maßnahmen zur 
Sicherstellung einer gleichartigen Untersuchungspraxis ergreifen zu 
können. 

54. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auch künftig für auf- 

Amling fällig gewordene Kraftfahrer die MPU beibehalten 

(SPD) oder wird sie gegebenenfalls andere Verfahren, wie 

z. B. Schulungskurse oder ähnliches, vorschreiben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. August 

Die MPU hat sich als wirksame Entscheidungshilfe für die Straßenver- 
kehrsbehörden bewährt; sie ist von den Verwaltungsgerichten als zu- 
lässige Maßnahme zur Vorbereitung einer Entscheidung über die Ertei- 
lung bzw. Entziehung der Fahrerlaubnis anerkannt. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt daher nicht, die MPU aufzugeben, die im übrigen 
dem Betroffenen auch die Möglichkeit gibt, die aufgetretenen Zweifel 
an seiner Kraft fahr eignung auszuräumen. 


55. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß ledig- 
Drabiniok lieh nur eine einzige Firma auf den Ausbau des 

(DIE GRÜNEN) Mittellandkanals drängt, um Europaschiffe auf 
dem Kanal einzusetzen, und wenn ja, um welche 
Transport firma handelt es sich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1, September 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß lediglich eine einzige 
Firma auf den Ausbau des Mittellandkanals drängt, um Europaschiffe 
auf dem Kanal einzusetzen. 

Eine solche Annahme wird bereits durch die Verkehrszahlen widerlegt, 
nach denen im Mittellandkanal-Verkehr an der Durchgangsstelle Berges- 
hövede im Jahre 1981 rund 26 900 Schiffe gezählt wurden; der Anteil 
der 1350 Tonnen-Schiffe kann dabei am Beispiel der deutschen Binnen- 
flotte mit etwa 28 v. H. veranschlagt werden. Eine einzelne Firma ver- 
fügt nicht über eine solche Schiffskapazität. 


56, Abgeordneter Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregierung 

Krizsan vor über den Anteü an der Luftverschmutzung 

(DIE GRÜNEN) durch die Verbrennung von Kerosin oder Flugzeug- 
benzin im Luftverkehr über der Bundesrepublik 
Deutschland, und was gedenkt die Bundesregierung 
dagegen zu unternehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. September 

Konzentration und relativer Anteil der vom Luftverkehr erzeugten 
Immissionen sind örtlich und für die einzelnen Schadstoffe sehr unter- 
schiedheh. Globale Abschätzungen der Schadstoffemission in den USA 
haben ergeben, daß der Anteil der Luftfahrt an den Gesamtemissionen 
bei ca. 1 v. H. liegt. Dieser Prozentsatz dürfte annähernd auch in der 
Bundesrepublik Deutschland gegeben sein. Ich verweise in diesem Zu- 
sammenhang auch auf die Anfragen Ihres Kollegen Dr. Ehmke vom 
Juli 1983 (Nummern 55 und 56, Drucksache 10/289) und die Ant- 
worten von Staatssekretär Dr. Rühl (Bundesverteidigungsministerium). 

Die Internationale Zivilluft fahrt Organisation ICAO hat, unter Mitwir- 
kung der Bundesrepublik Deutschland vorsorglich emissionsbegren- 
zende Vorschriften entwickelt (Annex 16, Teil II), die der Industrie 
Richtlinien an die Hand geben. Einen darüber hinausgehenden Rege- 
lungsbedarf sieht die Bundesregierung zur Zeit als nicht gegeben an, 

57. Abgeordneter Weiche Vorteile bringt die Einführung des Zugfunks 

Dr. Kunz bei der Deutschen Bundesbahn mit sich? 

(Weiden) 

(CDU/USU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. September 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn (DB) konnte durch Ein- 
führung des Zugbahnfunks auf den stärker belasteten Strecken der 
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Austausch betriebswichtiger Informationen zwischen den Mitarbeitern 
auf den betriebsleitenden Stellen und dem Zugpersonal wesenthch ver- 
bessert werden. Insbesondere bei Störungen im Betriebsablauf bietet 
er die MögUchkeit, durch einen schnelleren Informationsaustausch zur 
Aufrechterhaltung eines leistungsfähigen und sicheren Betriebsablaufs 
beizutragen. Daneben konnte die DB durch den Zugbahnfunk beacht- 
liche Rationalisierungserfolge erzielen und ihn im Bedarfsfall auch für 
kundendienstliche Zwecke nutzbar machen. 


58. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben die Deutsche Bundesbahn 
veranlaßt, die Strecken Weiden — Nürnberg und 
Weiden - Bayreuth bei der Einführung des Zugfunks 
auszusparen? 


59. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Investitionen mit welchem Aufwand wären 
erforderlich, um auf diesen Strecken die Voraus- 
setzungen für die Einführung des Zugfunks zu 
schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. September 

Die Abschnitte Neukirchen — Nürnberg der Strecke Weiden — Nürnberg 
und Pr essath— Kirchenlaibach der Strecke Weiden — Bayreuth hat die 
Deutsche Bundesbahn (DB) bereits mit Zugbahnfunk ausgerüstet. Die 
Einführung des Zugbahnfunks auf den Abschnitten Weiden — Neukir- 
chen, Weiden— Pressath und Kirchenlaibach— Bayreuth ist von der DB 
wegen des schwächeren Verkehrs derzeit nicht vorgesehen. Sie würde 
Investitionen von rund 2 Millionen DM erfordern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

60. Abgeordneter Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung in- 

Dr. Ahrens zwischen mit dem Betrieb von Hausnotrufanlagen 

(SPD) sammeln können, und wie beurteilt die Bundesre- 

gierung die Wirksamkeit solcher Anlagen bei der 
Betreuung von hilfsbedürftigen Menschen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 3 1 . August 

Soweit der Bundesregierung bisher Berichte über Versuche mit Haus- 
notrufanlagen vorliegen, ist zu erkennen, daß derartige Systeme die 
Situation hilfsbedürftiger Menschen verbessern können. Die Bundes- 
regierung ist daher bestrebt, die Weiterentwicklung der technischen 
Einrichtungen mit dem Ziel einer Verbilhgung zu unterstützen und das 
Interesse der als Träger in Frage kommenden Verbände und Organisa- 
tionen an der Nutzung solcher Systeme zu fördern. 

61. Abgeordneter Wie hoch sind die Kosten für Anschluß und Betrieb 

Dr, Ahrens einer solchen Anlage, und können Sozialhilfeemp- 

(SPD) fänger Kostenerstattung aus Mitteln der Sozial- 

hilfe erwarten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 3 1 . August 

Die Kosten der technischen Einrichtungen stellen vermuthch nur einen 
kleinen Teil der Gesamtkosten dar, die insgesamt für ein Hausnotruf- 
system einschließlich der Organisation der im Falle eines Notrufes not- 
wendig werdenden Hilfsmaßnahmen entstehen. Da gegenwärtig noch 
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nicht abzusehen ist, ob die an verschiedenen Orten und von unter- 
schiedlichen Verbänden durchgeführten Versuche in einen allgemeinen 
Hilfsdienst übergeführt werden, ist eine Aussage über die Kosten eines 
solchen Hilfsdienstes nicht möglich. Die Bedingungen, die für die ein- 
zelnen Versuche gelten, sind sehr unterschiedlich und lassen eine all- 
gemeine Aussage über die Kosten, die den einzelnen Versuchsteilneh- 
mern entstehen, nicht zu. Die Übernahme der teilnehmerbezogenen 
Kosten eines Hausnotruf Systems kann als Leistung der Sozialhilfe in 
Betracht kommen, wenn der Hilfesuchende zur Gewährleistung seiner 
Sicherheit auf ein solches Hilfsmittel angewiesen ist und auch die maß- 
gebenden Einkommens- und Vermögensvoraussetzungen vorliegen. 
Die Entscheidung trifft im Einzelfall der jeweilige örtliche Träger der 
Sozialhilfe unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalles. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


62. Abgeordneter 
Horn 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Initiativen zur Ver- 
besserung der Wohnungsfürsorge für die Bundes- 
wehr zu ergreifen, insbesondere durch ein verbes- 
sertes Angebot an modernen, preiswerten Bundes- 
bedienstetenwohnungen in Brennpunkten der Woh- 
nungsfürsorge vor allen Dingen für häufig versetzte 
Soldaten und durch eine bessere Famüienheimför- 
derung für diejenigeh Soldaten, die trotz uneinge- 
schränkter Versetzungsbereitschaft das Wagnis auf 
sich nehmen, für ihre Familie Wohnungseigentum 
zu bilden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 

vom 30, August 

a) Die’ in der Aufbauphase der Bundeswehr notwendigen Neugründun- 
gen von Garnisonen und Umstationierungen verursachten einen zu- 
sätzlichen Wohnungsbedarf, der den freien Wohnungsmarkt über- 
forderte und nur durch besondere Förderungsmaßnahmen des Bun- 
des gedeckt werden konnte. 

Seit Anfang der siebziger Jahre bieten der Bestand an zweckgebun- 
denen Wohnungen des Bundes und die ständig umfangreicher gewor- 
denen Angebote des freien Wohnungsmarktes in beinahe allen Stand- 
orten die Möglichkeit, nach einer Versetzung innerhalb von wenigen 
Monaten an den neuen Dienstort umzuziehen. 

Die Bundesregierung beobachtet seit Jahren aufmerksam die Ent- 
wicklung in den Ballungszentren, besonders in Hamburg und Mün- 
chen. In diesen Ballungszentren ist eine stärkere Wohnungsnachfrage, 
ausgelöst durch das Auslaufen von Wohnungsbesetzungsrechten an 
einigen Bundesdarlehenswohnungen sowie auf Grund der hohen 
Mieten des freien Marktes, festzustellen. Durch geeignete Maßnah- 
men wird versucht, eine Verlängerung auslaufender Wohnungsbe- 
setzungsrechte mit den Vermietern zu erreichen. So sind in Hamburg 
bereits für Bundesdarlehenswohnungen Besetzungsrechte verlängert 
worden; bis 1984 wird dies voraussichtlich bei ca. 520 Wohnungen 
der Fall sein. Neben zahlreichen abgeschlossenen Modernisierungen 
werden in Hamburg weitere 136 Wohnungen (Bauträger SAGA) mit 
Bundesmitteln modernisiert. Insgesamt wurden bisher mehr als 
44 000 zweckgebundene Wohnungen in den Bundeswehrstandorten 
durch Einbau von neuzeitlichen Heizungs- und Sanitärsystemen 
sowie Isoliervergiasungen modernen Wohnansprüchen angepaßt. 

In Standorten, in denen tatsächlich zweckgebundene Wohnungen 
fehlen und die Mieten des freien Wohnungsmarktes unzumutbar 
sind, werden moderne Neubauwohnungen gefördert. Nach Fertig- 
stellung von Wohnungsbauvorhaben in Neumünster und Hamburg 
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werden nunmehr auch Wohnungen in Burglengenfeld, Datteln, 
Feldafing, Göttingen, Volkach und München zur Unterbringung 
von Bundeswehrangehörigen gefördert. In München bereiten aller- 
dings die sehr hohen Grundstückspreise erhebliche Schwierigkeiten 
bei der Schaffung weiteren Wohnraumes. 

Die Mieten für neue Bundesdarlehenswohnungen können sich nur 
im Rahmen der allgemeinen Mietentwicklung und der hierfür gelten- 
den Vorschriften, insbesondere der Mieten des öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaues bewegen, schon im Hinblick auf die gestie- 
genen Baukosten, die immer höhere Subventionen des Bundes erfor- 
dern. Dabei ist auch zu bedenken, daß auf Grund der Ersten Woh- 
nungsfürsorge-Zinserhöhungsverordnung vom 26. Juh 1982 sich die 
Mieten der Wohnungen des Bestandes erhöht haben und die Mieten 
neuer Bundesdarlehenswohnungen nicht losgelöst von dieser Ent- 
wicklung gesehen werden können. Besondere Vergünstigungen für 
Angehörige der Bundeswehr hält die Bundesregierung im Interesse 
einer notwendigen Gleichbehandlung aller in der Wohnungsfürsorge 
betreuten Bediensteten nicht für angemessen. Soweit Mieten im Ein- 
zelfall nicht tragbar sein sollten, haben Soldaten — wie auch die 
übrigen Bundesbürger - die Möglichkeit, Wohngeld in Anspruch zu 
nehmen. 

b) Bei den Maßnahmen des Bundes zur Familienheimförderung handelt 
es sich um freiwillige Leistungen des Bundes als Arbeitgeber, die 
eine angemessene dienstortnahe Unterbringung auch der Soldaten 
zum Ziele haben. 

Voraussetzung für eine Förderung ist, wie es der Gesamtkonzeption 
der Wohnungsfürsorge des Bundes entspricht, daß die Soldaten an 
ihrem Dienstort nicht oder nur unzureichend mit Wohnraum ver- 
sorgt sind oder versorgt werden können. Die Familienheimricht- 
linien schließen daher die Förderung von Eigentumsmaßnahmen 
aus, wenn am Dienstort innerhalb von zehn Monaten eine familien- 
gerechte, zweckgebundene Wohnung angeboten, der Wohnungsbe- 
darf mithin gedeckt werden kann. 

Da in fast allen Standorten der Bundeswehr heute genügend zweck- 
gebundene Wohnungen bereitstehen, können nur noch vereinzelt 
Eigentumsmaßnahmen für Famihen mit mindestens zwei Kindern 
gefördert werden. Wenn auch bisher mehr als 32 000 Familienheime 
für Bundeswehrangehörige gefördert worden sind, so ist in den letz- 
ten Jahren wegen des gedeckten Bedarfes und der sehr hohen Bau- 
kosten eine spürbare Verringerung der Eigentumsförderung einge- 
treten. 

Ob künftig unter den Gesichtspunkten einer vermehrten Vermögens- 
bildung eine Verbesserung der Familienheimförderung möglich sein 
wird, läßt sich derzeit noch nicht übersehen. Dies hängt nicht nur 
von entsprechenden haushaltsmäßigen Voraussetzungen, sondern 
auch davon ab, ob und inwieweit die allgemeine Vermögensbildung 
in Arbeitnehmerhand unter Einschluß des öffentlichen Dienstes 
fortentwickelt werden kann. 


63. Abgeordneter 
Horn 
(SPD) 


Werden die Mehreinnahmen des Bundes aus den 
Zinserhöhungen für ältere Bundes- und FamiÜen- 
heimdarlehen sowie die Ausgleichszahlungen für 
die Errichtung neuer Bundesdarlehenswohnungen 
und zur Verbesserung der Famüienheimförderung 
der Soldaten verwendet, oder werden damit ledig- 
lich Haushaltslücken im Bundeshaushalt gedeckt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 30. August 

Die Mehreinnahmen des Bundes aus den Zinserhöhungen für Wohnungs- 
fürsorgedarlehen nehmen an der Rückflußbindung nach § 20 des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes teil. Die Einnahmen aus den Ausgleichszah- 
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lungen nach dem Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen (AFWoG) unterliegen der Zweckbindung nach § 10 
Abs. 3 dieses Gesetzes. 

Die aufkommenden Mittel werden im Rahmen dieser Zweckbindung 
wieder eingesetzt. 

64. Abgeordneter Welche Aspekte für eine Belebung der Wirtschaft 

Dr. Klejdzinski verspricht sich die Bundesregierung durch zuneh- 
(SPD) mende Privatisierung im bauordnungsrechtlichen 

Bereich, insbesondere im Bereich der technischen 
Planungs-, Prüfungs- und Überwachungsaufgaben, 
und hält die Bundesregierung es nicht für bedenk- 
lich, daß dadurch auch Entsorgungs- und Umwelt- 
aufgaben in erheblichem Maß in private Hand über- 
gehen werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 30. August 

Nach dem geltenden Bauordnungsrecht, das der ausschließlichen Ge- 
setzgebungsbefugnis der Bundesländer unterliegt, kann die Baubehörde 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens einzelne Bereiche der bau- 
aufsichtlichen Überprüfung auf Sachverständige, z. B. Prüfingenieure, 
übertragen. Die Sachverständigen nehmen dann hoheitliche Aufgaben 
im Auftrag der Bauaufsichtsbehörde wahr, was zu einer Beschleunigung 
der Verfahren und zur Belebung des Baugeschehens führt. Die Tätigkeit 
des Sachverständigen erstreckt sich seit langem auf die bauliche Stand- 
sicherheit, nach neuerer Entwicklung auch auf die Überprüfung des 
Brand-, Schall- und Wärmeschutzes sowie auf die Haustechnik. Der 
Bundesregierung ist aber nicht bekannt, daß die Länder hier hoheit- 
liche Aufgaben privatisieren wollen. Entsorgungs- und Um weit prob lerne 
werden deshalb insoweit nicht befürchtet. 

65. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die bisherige Form der 

Dr. Klejdzinski Bundesdarlehnswohnungen weiterhin für geeignet, 
(SPD) Wohnungsprobleme für Soldaten und Beamte in 

Ballungsgebieten sinnvoll zu lösen, zumal diese 
Wohnungen nach Ablauf der Mindestbesetzungs- 
frist in der Regel gekündigt werden und unmittel- 
bar danach in Wohnungseigentum umgewandelt 
werden und damit gleichzeitig wiederum nicht mehr 
zur Entlastung des Wohnungsmarkts zur Verfügung 
stehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 30. August 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Förderung von Bundes- 
darlehenswohnungen — auch in Ballungsgebieten wie z. B. in Hamburg 
und München — die geeignete Art und Weise ist, um Wohnungsprobleme 
für Bedienstete des Bundes einschließlich der Soldaten zu lösen, da da- 
bei alle Möglichkeiten des freien Marktes am besten und flexibel ge- 
nutzt werden können. 

Das Wohnungsbesetzungsrecht wird für die Dauer der Laufzeit des Dar- 
lehens, mindestens jedoch für 30 Jahre, vereinbart; bis zu Beginn der 
70er Jahre betrug die Mindestlaufzeit des Besetzungsrechts 20 Jahre. 
Ein Wohnungsbesetzungsrecht von mindestens 30 Jahren erscheint aus- 
reichend, um den spezifischen Wohnungsbedarf des Bundes zu sichern, 
zumal, wie heute festzustellen ist, ältere Wohnungen, an deren Moder- 
nisierung der Eigentümer nicht immer interessiert ist, von Wohnungs- 
suchenden nur ungern angenommen werden. 

Im übrigen ist es keineswegs der Regelfall, daß geförderte Wohnungen 
am Ende der Mindestlaufzeit des Besetzungsrechts dem Bund nicht 
mehr zur Verfügung stehen. Zwar haben verschiedene Bauträger nach 
Ablauf von 20 Jahren in Ballungszentren Bundesdarlehen vorzeitig 
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zurückgezahlt. Soweit dies geschehen ist, haben die betreffenden Bau- 
träger vereinzelt diese Wohnungen in Eigentumswohnungen umge- 
wandelt; einer Zustimmung des Bundes bedarf es hierzu nicht. Viele 
der betreffenden Bauherren sind nach den bisherigen Erfahrungen 
aber nur daran interessiert, durch Beendigung des Wohnungsbeset- 
zungsrechtes sich der gesetzlichen Mietpreisbindung, die mit dem 
Auslaufen des Wohnungsbesetzungsrechts endet, zu entledigen. Sie 
bieten oftmals die Wohnungen danach zu höheren, aber generell noch 
tragbaren Mieten dem Bund zur weiteren Besetzung an. Falls die neu 
verlangte Miete im Einzelfall nicht tragbar sein sollte, hat der betref- 
fende Mieter die Möglichkeit, Wohngeld zu beantragen. In begründe- 
ten Fällen sind die Dienststellen des Bundes von sich aus bemüht, 
diesen Mietern erneut eine Bundesdarlehenswohnung anzubieten. 

Auch dort, wo Wöhnungseigentum gebildet wird, genießt der Mieter 
weitgehenden Schutz, weil der Erwerber, selbst wenn er Eigenbedarf 
hat, erst nach Ablauf von drei Jahren ein berechtigtes Interesse an 
einer Kündigung geltend machen kann. Letzten Endes stehen auch die 
in Wohnungseigentum umgewandelten Mietwohnungen dem Wohnungs- 
markt zur Verfügung, sei es, daß der Erwerber nur eine Kapitalanlage 
sucht, sei es, daß er im Falle der eigenen Nutzung eine andere Wohnung 
freimacht . 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 


66. Abgeordneter 
Hinsken 
(CDU/CSU) 


Wieviel kostet die Untersuchung, die im Rahmen 
eines Forschungsprogramms unter dem Titel , ^Be- 
ruf sausbild ung im Lager- und Transportbereich in 
Industrie, Handel, Handwerk, Landwirtschaft sowie 
Verkehrs- und Transportgewerbe“ durch das Bun- 
desinstitut für Berufsbildung (BIBB), Berlin, durch- 
geführt wird, und wieviel Personen sind mit dieser 
Untersuchung beschäftigt? 


67. Abgeordneter Über welchen Zeitraum erstreckte sich die Unter- 

Hinsken suchung? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 30. August 

Die Untersuchung läuft von Januar 1982 bis Dezember 1983 und wird 
mit einem Ent scheid ungsvorschlag zur Frage der Notwendigkeit des 
Erlasses einer neuen Ausbildungsordnung abschließen. 

Sie geht auf einen entsprechenden Antrag der Arbeit geberseite auf 
Erlaß einer einschlägigen Ausbildungsordnung zurück und wird vom 
Stammpersonal des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) durch- 
geführt. Über die gesamte Laufzeit sind eine wissenschaftliche Mit- 
arbeiterin und ein Sachbearbeiter jeweils insgesamt dreieinhalb Mo- 
nate beschäftigt. Die dafür anzusetzenden Kosten belaufen sich rein 
rechnerisch auf etwa 33 000 DM. Sie sind im Haushalt des BIBB ent- 
halten. Kosten durch Hinzuziehung Dritter entstehen nicht. 


68. Abgeordneter 
Reimann 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Prioritäten 
kurz-, mittel- und langfristig bei der Lösung des 
Lehrstellenproblems in bezug auf eventuell erfor- 
derliche gesetzgeberische Maßnahmen und in bezug 
auf privatwirtschaftliche Initiativen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 3 1 . August 

Für die Bundesregierung besteht keine Veranlassung, über das Berufs- 
bildungsgesetz und das Berufsbildungsförderungsgesetz hinausgehende 
gesetzliche Maßnahmen in Angriff zu nehmen. Gemäß dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 10. Dezember 1980 zum ,, Gesetz zur 
Förderung des Angebots an Ausbildungsplätzen in der Berufsausbil- 
dung“ liegt die spezifische Verantwortung für ein ausreichendes Ange- 
bot an betrieblichen Ausbildungsplätzen bei den Arbeitgebern, also 
vorrangig im privat Wirtschaft liehen Bereich. Die Bundesregierung wird 
auch künftig entsprechend diesem Leitsatz des Bundesverfassungsge- 
richtsurteils die bewährte Organisation der dualen Berufsausbildung 
weiterentwickeln. 


69. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, falls die Prognosen 
Reimann und Annahmen der Bundesanstalt für Arbeit und 

(SPD) namhafter öffentlicher Medien über die verblei- 

bende Schere zwischen Lehrstellenangebot und 
-nachfrage am Jahresende eintreten sollten, Initia- 
tiven finanzieller, personeller sowie bildungspoli- 
tischer Art, erforderlichenfalls in Zusammenarbeit 
mit den Ländern, zu ergreifen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 31. August 

Die Bundesregierung bezieht alle vorhandenen Informationen ein, um 
sich ein möglichst genaues Bild über Angebot und Nachfrage auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt zu verschaffen. Es ist sichergestellt, daß alle 
Daten zur Entwicklung des Ausbildungsmarktes einer gründlichen Prü- 
fung unterzogen werden. Entscheidungen wird die Bundesregierung 
aber erst auf gesicherter Grundlage treffen. Sie geht davon aus, daß es 
der Wirtschaft gelingen wird, jedem ausbildungswilligen und ausbil- 
dungsfähigen Jugendlichen eine Ausbildungschance anzubieten. Sie 
unterstützt dabei die Wirtschaft auf vielfältige Weise, respektiert aber 
auch die besondere Verantwortung der Wirtschaft für das Ausbildungs- 
platzangebot. 


Bonn, den 2. September 1983 
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